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Das allgemeine gleiche und direkte Wahlrecht 
und die ſogenannten Konſervativen. 


Es geht in ganz Deutſchland ſchon ſeit Jahren 
Alles ſo wirr und bunt durcheinander, daß ein ruhiger 
und geſetzter Menſch kaum weiß, wo ihm der Kopf 
ſteht. Aerger als je iſt aber die Verwirrung in den 
letzten Monaten und beſonders ſeit dem 9. April gewor⸗ 
den, wo der Graf Bismarck ſeine bekannten Anträge 
am Frankfurter Bundestage geſtellt bat. 

Jeder weiß, daß die angeblich Konſervativen ſich vor 
dem allgemeinen Wahlrecht ſonſt nicht genug kreuzigen 
und ſegnen konnten. Sie ſagten: Wenn Ihr Recht 
und Geſetz umſtürzen, wenn Ihr jede vernünftige 
Ordnung und jede Gottesfurcht aus der Welt ausrotten, 
wenn Ihr Euer Hab und Gut den Bummlern und 
Taugenichtſen preisgeben und ſelbſt als Bettler in's 
Land gehen wollt, dann müßt Ihr das allgemeine, 
gleiche und direkte Wahlrecht einführen, und nach 
dieſem Rechte dann auch ein deutſches Parlament berufen, 
wie es die Umſtürzler, die rothen Republikaner, die 
Kommunisten und Sozialiſten mit allen erdenklichen 
Mitteln herbeizuführen ſuchen. Denn ſolch ein Parla- 
ment, ſagten ſie, wird das Oberſte zu unterſt und das 
Unterſte zu oberſt kehren, weil es ja gewählt wäre von 
dem großen Haufen der Dummen und Derer, die nichts 
ihr eigen nennen, als was ſie gerade auf dem Leibe 
tragen. Die ruhigen und vernünftigen Leute, die Leute, 
die Haus und Hof beſitzen oder doch ihr gutes und 
ſicheres Brod haben, die werden natürlich auf die Straße 
gejagt werden. Sie mögen daher ihr Bündel bei Zei⸗ 
ten ſchnüren, und ehe ihnen noch ihr letzter Rock und 
ihr lezter Thaler genommen iſt. ; 

Natürlich war das ein ganz albernes Geſchwätz, und 
wiſſen wir auch ganz genau, daß die, die es aufbrachten, 
gerade am allerwenigſten daran glaubten. Aber die 
angeblich konſervativen Schreiber und Wühler brachten 
es in Verbindung mit ihrem ſonſtigen wüſten Gerede, 
unter Anderem von der Unvereinbarkeit des Par⸗ 
lamentarismus und des königlichen Regiments, 
um damit die Beſitzenden in's Bockshorn zu jagen. 


Recht und Verfaſſung, der Junker und Junker 
und der willfährigen Diener der Gewalt e 

Nun, Gott ſei Dank, iſt das ſchon beſſer geworden. 
Denen natürlich, die überhaupt kein Urtheil und keinen 
Verſtand haben, kann man auch keinen einnichtern. Aber 
die ehemals Zaghaften haben doch nach und nach ſo viel 
Muth gefaßt, daß ſie bei den Wahlen ſchen längft 
angefangen haben, wieder ihren eigenen Verſtand zu 
gebrauchen. Beſonders aber haben wir ſeit 1858 und 
zumal ſeit 1862 ſo viel erlebt, daß es wohl noch kaum 
einen mündigen Mann giebt, der aus bloßer Unerfabren⸗ 
heit in die Schlingen der Reaktion fallen wird. Wenn 
es jedoch im Staate wirklich beſſer werden ſoll, jo reicht 
es nicht aus, daß wir blos zu einer beſſeren Einſicht 
gekommen ſind, wir müſſen auch in allen Dingen, die 
das Gemeinweſen angehen, beſſer und kräftiger handeln 
lernen. Das richtige Wählen iſt nur ein Theil des 
ſtaatsbürgerlichen Handelns, der für ſich allein noch 
lange nicht zum Ziele führt. Zum ganzen und vollen 
Handeln gehört noch viel mehr. Wir haben davon ſchon 
öfter geſprochen und werden bei Gelegenheit auch noch 
mehr darüber reden. Für heute aber wollen wir nur 
daran erinnern, wodurch gerade ſeit dem 9. April die 
Verwirrung bei uns einen fo beſonders hohen Grad 
erreicht hat. 

Die ſogenannten Konſervativen alſo haben von jeher 
und bis vor wenig Wochen das allgemeine gleiche und 
direkte Wahlrecht geradezu für den böſeſten unter den 
böſen Geiſtern der ſogenannten Revolution erklärt. Nach 


der bisherigen Meinung dieſer Konſervativen war nun 
der jetzige Miniſterpräſident, der Graf v. Bismarck, der 
erſte Staatsmann in der ganzen Welt, größer als Preu⸗ 
ßen jemals einen gehabt hat, und mindeſtens eben ſo 
viel werth, als der große Kurfürſt und der alte Fritz 
zuſammengenommen. Sie verehrten ihn als den Retter 
des preußiſchen Staats aus den Händen des Liberalismus, 
als den Mann, der alle Teufel der Revolution in Ketten 
und Banden geſchlagen hat, als den Helden, der durch 
feine Politik Schleswig⸗Holſtein ſchon erobert hat und 
das übrige Deutſchland noch dazu erobern wird. Graf 
Bismarck hat ihnen ja auch den Gefallen gethan, ſich 
ſehr entſchieden für einen konſervativen Staatsmann zu 
erklären und jede andere Partei in Preußen auf das 
Nachdrücklichſte zu bekämpfen. Natürlich gilt er ihnen 
dafür auch als der Konſervativſte unter den Kon⸗ 
fervativen. 

Man denke ſich den Schrecken der Reaktionäre, 
daß dieſer von ihnen ſo verehrte, ja, man könnte 
beinahe ſagen, fo vergötterte Miniſter mit Einem Male, 
wie aus der Piſtole geſchoſſen, den Frankfurter Bundes⸗ 
tag und zwar im Tone des nachdrücklichſten Ernſtes 
auffordert, zur Mitwirkung an der Umgeſtaltung 
der deutſchen Bundesverfaſſung ein durch all⸗ 
gemeines gleiches und direktes Stimmrecht gewähltes 
deutſches Parlament in kurzer Friſt zu berufen. 

Will, ſo riefen die Reaktionäre aus, will unſer Herr 
und Meiſter denn wirklich die Teufel austreiben durch 
Beelzebub, den oberſten der Teufel? 

Wir haben und natürlich nicht erſchrocken, ja, wir 
haben und nicht einmal gewundert. Freilich tft Graf 
Bismarck der entſchiedenſte Gegner einer jeden frei⸗ 
ſinnigen und volksthümlichen Politik, und niemals kann 
die freiſinnige Partei im Lande mit ihm Frieden ſchließen, 
auch wenn er ſelbſt die Hand dazu bieten ſollte. Denn 
der Grundſatz, den er ſtets befolgt hat, und den er ſtets 
befolgen wird und muß, ſo lange er in einem Staats⸗ 
amte ſich befindet, iſt der, daß gerade in den Staatdan⸗ 
gelegenheiten die das Volk am allernächſten angehen, 
eben dieſes Volk und die Vertreter dieſes Volkes Nichts, 
die Herren von der Regierung aber Alles zu fagen 
haben. Natürlich hielten gerade darum ſeine Verehrer 
ihn für einen höchſt konſervativen Mann, und gewiß 
hält auch er ſich ſelbſt. dafür. Aber in dem Sinne, wie 
ſeine Anhänger es meinen, war er es nie, er iſt es viel⸗ 
mehr in einem ganz anderen, jetzt ſchwer zu erklärenden 
Sinne. 

Dennoch iſt es nicht ſchwer zu ſagen, weshalb er 
jetzt an ein deutſches Parlament appellirt, das aus dem 
allgemeinen gleichen und direkten Stimmrecht hervor⸗ 

ehen ſoll. Er thut es wohl hauptſächlich darum, weil ſeine 
Bläberige auswärtige Politik ihm gänzlich fehlgeſchlagen 
it. Das Ziel dieſer Politik war, Schleswig⸗Holſtein 
für Preußen zu erobern und damit zugleich die that⸗ 


ſächliche Oberhoheit Preußens zunächſt über alle Nord⸗ 


deutſchen Staaten zu erwerben. Dieſes Ziel wollte er 
zuerſt durch das Bündniß mit Oeſterreich und ſpäter 
dadurch erreichen, daß er den ehemaligen Bundesgenoſſen 
durch Furcht vor einem Kriege einzuſchüchtern ſuchte. 


rum, weil er 
ſo einfältig hält, daß ſie ihm zu Liebe wahrſcheinlich 


Beide Wege erwieſen ſich als unrichtige Wege; der 
letztere namentlich darum, weil Preußen einen erfolg⸗ 
reichen Krieg mit Oeſterreich nur dann führen kann, 
wenn es die übrigen Deutſchen zu Bundesgenoſſen hat. 
Davon haben wir ſchon in unſerem Blatte vom 7. April 
geſprochen. Auch der Miniſterpräſident hat das endlich 
erkannt, aber freilich erſt, nachdem er recht ſchlimme Er⸗ 
fahrungen gemacht hat. Jetzt nun will er ſeinen frühe⸗ 
ren Fehler wieder gut machen. Er will jetzt das 
deutſche Volk für ſich gewinnen. Er weiß, wie 
ſehr daſſelbe in dem größten Theile unſeres deutſchen 
Vaterlandes nach einem deutſchen Parlamente, und wie 
außerordentlich Viele nach dem allerausgedehnteſten demo⸗ 
kratiſchen Wahlrechte verlangen. Darum hat er Beides 
von dem Frankfurter Bundestage gefordert und damit 
auch Beides im Namen des Preußichen Staates ver- 
ſprochen. 

Graf Bismarck glaubt, daß ein ſolches Wahlrecht 
nicht die Gefahren mit ſich bringt, die ſeine Anhänger 
und vorzuſpiegeln geſucht haben. Er hat darin gan 
Recht. Aber er hat ganz Unrecht, wenn er glaubt, daß 
irgend ein deutſches Parlament oder irgend ein preu⸗ 
ßiſches Abgeordnetenhaus, das nach ſolchem Wahlrecht 
gewählt wäre, jemals die Politik begünſtigen oder auch 
nur gutheißen könnte, die er ſelbſt und ſeine Anhänger 
für eine „konſervative“ halten. Darum iſt es auch ein 
ſehr ſchwerer Irrthum von ihm, wenn er durch ſeine 
Frankfurter Anträge die Volksgunſt wenigſtens außer⸗ 
halb Preußens gewonnen zu eden glaubt. Ja, wenn 
noch irgend eine Hoffnung vorhanden geweſen wäre, daß 
die allbekannte tiefe Abneigung des deutſchen Volkes 
gegen die Bismarckſche Politik ſich plötzlich in eine 
eben ſo allgemeine Zuneigung verwandeln könnte, ſo 
haben gerade die Freunde und Anhänger des Miniſter⸗ 
präſidenten ſelbſt dieſen Hoffnungsſchimmer bis auf die 
letzte Spur ausgelöſcht. 

Die Sache iſt nämlich die, daß diejenigen Konſer⸗ 
vativen, die bisher ihres eigenen Vortheils wegen ſich 
in die Dienſte des Grafen Bismarck begeben haben, 
jetzt einſehen, daß er ihnen nicht mehr helfen kann. 
Sie ſehen viel deutlicher als er, daß ſeine Frankfurter 
Anträge ihrı nichts nutzen, ihnen ſelbſt aber unendlich 
ſchaden werden. Darum geben ſie ſich alle Mühe, die⸗ 
ſelben möglichſt zu hintertreiben. Aber fie handeln dabei 
nach ihrer alten Gewohnheit weder ehrlich noch offen. 
Sie geben ſich nämlich die Miene, als ob ſie den Plan 
ihres bisherigen Herrn und Meiſters ganz vortrefflich 
fänden; aber ſie loben ihn in ſolcher Weiſe, daß das 
Volk, welches Graf Bismarck gar zu gern auf ſeine 
Seite ziehen möchte, dadurch nothwendig zurückgeſchreckt 
werden müßte, auch wenn es nicht ſelbſt ſchon klug 
genug wäre, nicht blos die Gabe, ſondern auch den 
Geber ſich anzuſehen. Sie ſagen nämlich, wenn auch 
nicht überall den Worten, ſo doch dem Sinne nach: 
„Wenn Graf Bismarck das allgemeine gleiche und 
direkte Wahlrecht einführen will, ſo will er es nur da⸗ 
er die große Maſſe des deutſchen Volkes für 


lauter Feinde des Volksrechtes wählen werden. Sollte 


aber wider Erwarten ein Parlament gewählt werden, 
das ihm nicht Alles zu willen thut, nun ſo wird er 
mit demſelben ebenſo verfahren, wie mit dem Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe. Triebe es aber feinen Widerstand 
weiter, nun ſo hat er Polizei und Soldaten genug, um 
die Herrn Parlamentsmitglieder zu Paaren zu treiben.“ 
Ja, Andere von dieſen Reaktionären behaupten ſogar, 
Graf Bismarck denke gar nicht daran, ein deutſches 
Parlament zu Stande zu bringen. Er wolle mit den 
Verhandlungen nur ein paar Monate Zeit hinbringen. 
Er weiß ſehr gut, ſagt u. A. die Berliner Revüe vom 
20. April, daß Oeſterreich Venetien an das Königreich 
Italien verkaufen und ſpäteſtens Anfangs Juli den 
Krieg gegen Preußen anfangen wird. Dann wird, meint 
die Revüe, Graf Bismarck weder an deutſches Parla⸗ 
ment, noch an Preußiſches Abgeordnetenhaus weiter 
denken. Er wird einfach den Kaiſer von Oeſterreich 
aus Wien nach Peſth vertreiben und „durch Eiſen und 
Blut“ ganz Deutſchland unter Preußiſchem Septer 
vereinigen 

Nalürlich ſchreiben dieſe Reaktionäre dem Grafen 
Bismarck ſolche Dinge nicht zu, um ihm Freunde 
in Deutſchland zu berſchaffen, ſondern um feine 
Stellung noch mehr zu untergraben. Sie geben 
ſich eine überflüſſige Mühe. Weder in Preußen noch 
im übrigen Deutſchland wird das Volk ſich verſucht 
fühlen, ſein Bleiben in der Macht auch nur einen Augen⸗ 
blick zu wünſchen, und verſpräche er Berge von Freiheit. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Augenblicklich hat ſich die Situation etwas 
friedlicher geſtaltet, ohne daß man deßhalb berechtigt wäre, 
an eine dauernde Sicherung des Friedens zu glauben. 
Oeſterreich und Preußen haben ſich verſtändigt, die getroffenen 
militäriſchen Maßregeln rückgängig zu machen, aber über den 
Streitpunkt jelbit, welcher die Süftungen veranlaßt hat, ift 
noch keine Entſcheidung getroffen, und es kann daher jeden 
Augenblick die kaum ſcheinbar beſeitigte Spannung auf's 
Neue hervortreten. 

In der deutſchen Frage hat die erſte Abſtimmung am 
Bunde ſtattgefunden, und iſt dem Verlangen Preußens, feinen 
Antrag einem beſonderen Ausſchuſſe zur Berathung zu über- 
weiſen, Folge gegeben worden. Nichts deſto weniger ſcheint 
Preußen keine Ausſicht zu haben, daß man weiter auf jeine 
Pläne eingehen werde, da die Mehrzahl der deutſchen Staa ⸗ 
ten vor der Berathung der Frage, ob und wann ein deutſches 
Parlament einberufen werden ſoll, verlangen wird, Kenntniß 
von der Vorlage zu haben, welche dieſem Parlament gemacht 
werden ſoll. Preußen will aber, daß man ſich erſt feſt über 
die Berufung des Parlaments einige, und ſo wird wohl die 
Sache wieder ins Stocken kommen, obgleich es den 
Regierungen ſchwer ſein wird, ſie wieder von der Tagesord⸗ 
nung zu verdrängen. 

Was aber hat Preußen, reſp. Graf Bismarck eigentlich 
mit ſeinem Antrage auf Einberufung eines aus allgemeinen 
ödirekten) Wahlen hervorgegangenen Parlamentes gewollt? 
Dan wird geſtehen, daß bei dem Umſtande, daß Graf 
Bismarck noch vor wenigen Jahren Oeſterreich gegen⸗ 
über auf den feſten Beſtand des deutſchen Bundes hingewie- 
jen und bei feinem früher fo unverhohlen ausgeſprochenen 
Widerwillen gegen das allgemeine und direkte Wahlrecht eine 
ſolche Frage wohl ihre Berechtigung hat, und man hat fich 


auch viel mit ihr beſchäftigt. Man hat den Antrag bald 
einen diplomatiſchen Schachzug genannt, durch welchen Graf 
Bismarck Oeſterreich der Unterſtützung berauben wollte, 
welche daſſelbe bei den deutſchen Mittelſtaaten fand, und bald 
hat man in dem Antrage auf Einberufung eines deutſchen 
Parlamentes, welches aus allgemeinen, direkten Wahlen her⸗ 
vorgehen ſolle, nichts weiter geſehen, als einen erſten Schritt, 
der die Einführung dieſer Wahlart auch in Preußen vor⸗ 
bereiten ſoll. Möglich, daß hie und da noch andere Motive 
dem Antrage untergeſchoben worden ſind, dieſe beiden haben 
ſich ſtets wieder in den Vordergrund gedrängt, und haben die 
eifrigſten Vertheidiger gefunden, ohne daß für die Richtigkeit 
der einen oder der andern Anſicht mehr als Vermuthungen 
aufgeſtellt werden konnten. Auch die ofſizisſen Blätter ließen 
keinen beſtimmten Rückſchluß auf die Motive des Antrages 
machen, da ihre Ausführungen jede Deutung zuließen. a 
hat nun ſchließlich das offiziöfefte aller offiziöfen Blätter, die 
„Prov. Korr.“, allen Zweifeln ein Ende gemacht. Sie bringt 
einen längeren Artikel, betitelt: „Preußen und die Militär⸗ 
verfaſſung des deutſchen Bundes“, in dem fie die Nothwen⸗ 
digkeit einer Reform dieſer Bundeskriegsverfaſſung nachweiſt. 
Wir wollen hier nicht die Erörterungen des offiziöſen Blattes 
über dieſen Gegenſtand wiedergeben, da wohl Niemand im 
ganzen deutſchen Vaterlande die dringende Nothwendigkeit 
ſolcher Reform in Abrede ſtellen wird. Wir wollen hier 
nur die Stelle mittheilen, welche uns einen Aufſchluß giebt 
über die wahren Motive, welche jenem Antrag nach unſerer 
Anſicht zu Grunde liegen. Es heißt in dem Artikel: „Der 
langjährige innere Streit in Preußen iſt vor⸗ 
nehmlich durch die Frage in Betreff der Mili- 
tärlaſten des preußiſchen Volkes entſtanden. 
Dieſe Verpflichtungen mußten ſeither auch des⸗ 
halb geſteigert werden, weil Preußen eben nicht 
blos ſich ſelbſt, ſondern ganz Norddeutſchland 
zu ſchützen hat. Es iſt daher eine Frage von der höchſten 
Bedeutung für Preußens geſammte Politik, daß endlich 
durch eine Reform des deutſchen Bundes die Möglichkeit 
gewonnen werde, eine Ausgleichung der Mili⸗ 
tärlaften Preußens gegenüber Deutſchland und 
damit eine Ausgleichung des inneren Zwie⸗ 
ſpalts in Preußen zu finden.“ — Es iſt alſo, mit 
einfachen dürren Worten geſagt, dieſer Antrag nichts wei⸗ 
ter, als ein Zurückweichen auf dem Gebiete der 
inneren Politik. Wir find weit entfernt, den Weg, 
welcher hier zum Ausgleich des Militärkenfliktes gezeigt 
wird, einen falſchen zu nennen; im Gegentheil, es iſt dies 
der Weg, welchen die geſammte liberale Partei 
bisher immer als den einzig möglichen gezeigt 
hat. So kommt denn auch auf dieſem Gebiete ganz in 
derſelben Weiſe, wie dies in der ſchleswighbolſteiniſchen Frage 
geſchehen ift, die Regierung Schritt für Schritt dazu, ſich 
das Programm der Aera en Partei anzueignen. 
Ob es der Regierung möglich ſein wird, das Programm der 
liberalen Partei ohne Stütze der liberalen Partei auszu⸗ 
führen, und ob dieſe Regierung jemals die Unterſtützung der 
liberalen Partei finden wird, das iſt eine Frage, deren Beant⸗ 
wortung wir getroſt unſeren Leſern ſelbſt überlaſſen können, 
heut wollen wir nur die Thatſache ſeibſt konſtatiren, die 
Thatſache, daß die Ausdauer des Volkes ein Feſthalten 
an dem, was es für recht und für dem Baterlande 
heilſam erkannt, nahe daran iſt, ihren Lohn zu er⸗ 
halten. 

Die Regierung hat die Wiederwahl des Abgeordneten 
Hagen zum Kämmerer von Berlin beſtätigt. 


Man trägt ſich jetzt mit allerhand Gerüchten über eine 


bevorſtehende Zufammenberufung der Kammern, doch 
ſcheint es nicht, daß dieſelben irgendwie Glaubwürdigkeit 
verdienen. Eher möchten wir den Nachrichten Glauben 
ſchenken, welche wollten, daß die Regierung daran denke, ſobald 
die Angelegenheit wegen Einberufung eines deutſchen Parla- 
mentes geordnet fei, das jetzige Abgeordnetenhaus aufzulsſen 
und Neuwahlen anzuordnen. Graf Bismarck iſt in der letzten 
Zeit krank geweſen und iſt noch nicht wieder hergeſtellt. An 
die durch die Krankheit bedingte Zurückhaltung von den Ge⸗ 
ſchäften knüpfen ſich viele Gerüchte über ſeinen bevorſtehenden 
Rücktritt, doch haben ſich dieſelben alle als unrichtig erwieſen. 

Es werden jetzt allerhand Manifeſte und Sendſchreiben 
verkreitet, welche darauf berechnet ſind, die Mitglieder der 
repurlikaniſchen Partei für die Pläne der Regierung zu ge⸗ 
winnen. Abgeſehen von dem Umſtande, daß die Zahl der 
Republikaner in Deutſchland verſchwindend klein iſt, wird auch 
kein freiſinnig denkender Mann in die plumpe Falle gehen. 

Die Zahl der Volksverſammlungen, welche ſich ſo⸗ 
wohl in Preußen we auch im übrigen Deutſchland gegen 
einen Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich ausgeſprochen 
haben, hat ſich ſeit unſerer letzten Wochenſchau bedeutend 
vermehrt. 

Naſſau. In Naſſau ſcheint wieder eine Wendung in 
der Politik eingetreten zu ſein: der Befehl, die Käppis der 
Truppen nach öſterreichiſchem Muſter umzuarbeiten, iſt zu⸗ 
rückgenommen worden. 


Die Friedens⸗Beſchlüſſe.“) 

Ueberall in Deutſchland und namentlich auch in unferem 
engeren Vaterlande Preußen werden Volksverſammlungen 
abgehalten, in denen Erklärungen wider den drohenden Krieg 
abgegeben werden. — Ein aufmerkſamer Beobachter dieſer 
Regungen wird es nicht überſehen können, daß nicht alle 
Ausſprüche der bisher ab ehaltenen Verſammlungen von 
gleichen Geſichtspurkten auegehen und daß namentlich zwiſchen 
den zu Berlin und den in den Provinzen angenommenen 
Beſchlüſſen ein ſcheinbar ſehr erheblicher Unterſchied beſteht. 

Während die Aueſprüche der Provinzialverſammlungen 
einfach die Nothwendis keit der Erhaltung des Friedens be⸗ 
tonen und nicht ſelten ſich bis zu dem Ausſpruche zuſpitzen, 
daß ſie den Krieg zwiſchen Preußen und Oeſterreich einen 
unter allen Un ſtanden zu vermeidenden „Bruderkrieg“ nennen, 
faſſen die berliner Erklärungen die Frage weniger einfach auf. 

Wir wollen hier keine wegs darüber ſtreiten, ob ein Krieg 
mit Oeſterreich wehl mit Recht ein Bruderkrieg genannt 
werden kann, da doch in dieſem Reich vier mal mehr Mas 
gvaren, Sklaven und Romanen als Deutſche wohnen und 
überall das entscheidende Wort ſprechen. Wir glauben viel⸗ 
mehr, daß die Kund ebungen gegen den Krieg mit Reckt als 
die Hauptſache angeſehen und auf die einzelnen Ausdrücke 
weniger Gewicht gelegt wurde. Man hat auch wohl weniger 
an Oeſterreich, als an die übrigen deutſchen Staaten gedacht, 
welche Jedermann in Preußen als Bruderſta ten betrachtet. 
Wenn wir alſo auch die Erklärungen der Volke verſammlungen 
in den Provinzen gelten laſſen wollen, ſo können wir doch 
nicht umhin, den Berliner -Beſchlüſſen den Vorzug ein⸗ 
zuräumen. 

Wir ſind nämlich der Anſicht, daß die politiſche Lage 


) Obgleich für den Augenblick die Kriegsgefahr beſeitigt 
ſcheint, ſo geben wir doch dieſen Aeußerungen eines geſchätzten 
Mitarbeiters über die Friedensreſolution gern Raum in unferem 
Blatte, um ſo mehr, als er dieſelbe in ihrer allgemeinen Bedeu⸗ 
tung beſpricht. 


zur Zeit viel zu verwickelt iſt, um dieſelbe mit einem Worte 
erſchöpfen zu können. 

Iſt denn das preußiſche Miniſterium Oeſterreich gegenüber 
fo ganz im Unrecht? Liegt der Fehler deſſelben nicht viel⸗ 
mehr darin, daß es geglaubt hat mit Oeſterreich im Bunde 
etwas für Preußen Förderliches erreichen zu können? An 
dem Verfall Deutſchlands iſt doch Niemand mehr Schuld 
als Oeſterreich und von jeher hat die Verbindung Preußens 
mit Oeſterreich nie etwas anderes bedeutet, als gemeinſame 
Reaktion und die Aufgabe der liberalen Partei wird es 
immer ſein: Oeſterreichs Einfluß in Deutſchland 
zu brechen. So lange derſelbe in ſeinem gegenwärtigen 
Umfange beſteht, iſt an eine Einigung und an eine gemein⸗ 
ſame deutſche Verfaſſung nicht zu denken. Freilich gehört 
dazu, daß Preußen ein wahrhafter Verfaſſungsſtaat werde. 
Außerdem gehört noch dazu, daß man die Einigungsaufgabe 
nicht zu weitgreifend ſtelle. Wollte man ſchon jetzt als Ziel 
die Mediatiſirung (d. h. Entthronung) ſämmtlicher deutſcher 
Fürſten und die Vereinigung des deutſchen Volkes unter 
einem Herrſcher oder in Form einer Republik in's Auge 
faſſen, ſo würde man nichts erreichen. Ob unſer Volk in 
ſpäteren Tagen einmal eine folhe Aufgabe zu löſen im Stande 
ſein wird, darüber wollen wir keine Vermuthungen aufſtellen, 
zur Zeit ift es weder geneigt, noch hat es Veranlaſſung, 
hieran ernſtlich zu denken. Das auch heute ſchon Erreichbare 
ſcheint uns die Verwandlung des jetzt beſtehenden Bundes 
ſelbſtherrlicher deutſcher Fürſten in einen Volksbund, an deffen 
Spitze eine Regierung ſteht, welche die gemeinſam mit der 
allgemeinen deutſchen Volksvertretung zu erlaſſenden Geſetze 
zur Ausführung zu bringen hat. Daß dieſe Regierung 
mächtiger ſein muß, als der deutſche Bundestag, verſteht ſich 
von ſelbſt. Sie muß die Leitung der militäriichen und 
diplematiſchen Geſchäfte in der Hand haben, und das Wider⸗ 
ſprucherecht jedes einzelnen Bundesfürſten, wie es jetzt beſteht, 
muß aufgehoben werden. 

Aus dieſem Grunde kann ſich gegenwärtig ein liberaler 
deutſcher Mann weder für die Annexion der Herzogthümer 
an Preußen, noch für die bedingungslose Einſetzung eines 
unbeſchränkten Herzogs in denſelben erklären, und daher darf 
weder für jene ein Krieg geführt werden, noch kann Preußen 
einfach aus Schleswig⸗Holſtein hinausgehen, weil Oeſterreich 
es ſo haben will. 

Wenn wir alſo den bisher in Berlin gefaßten Volks⸗ 
beſchlüſſen den Vorzug einräumen, weil ſie den Willen des 
preußiſchen Volkes klar und deutlich ausſprechen, ſo iſt die 
Thatſache ſelbſt, daß das Volk in dieſer Sache 
geſprochen hat, für uns das Wichtigſte, und wir legen 
u a a Form, in der es geſchehen, kein fo großes 

ewicht. 

Wir wollen den weſtlichen Provinzen ihr Ver⸗ 
dienſt, zuerſt das Wort ergriffen zu haben, in 
keiner Weiſe ſchmälern. A 

Wir erblicken in dieſem Vorgehen unſeres Volkes eine 
That und das Saatkorn einer beſſeren Zukunft, in welcher 
die Völker nicht mehr blindlings auf einander ſchlagen wer⸗ 
den, nur allein deßhalb, weil ihnen von ihren jeweiligen 
Regierungen das glänzende Scheinbild des kriegeriſchen 
Ruhmes vorgehalten wird. Zum erſten Male hatte 
ſeit Jahrhunderten ein Volk, unſer Volk, mitge⸗ 
ſprochen über Krieg und Frieden und es hat feine 
Stimme für den Frieden erhoben. 

Dieſe Thatſache wird ſeiner eigenen Zukunft und 
der Zukunft Europas nicht verloren ſein. 
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